29. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 8. Februar 2001 zur Ausführung des Gesetzes vom 24. März 1999 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaftsorganisationen des Personals der Polizeidienste


(Belgisches Staatsblatt vom 19. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES UND FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


29. SEPTEMBER 2024 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 8. Februar 2001 zur Ausführung des Gesetzes vom 24. März 1999 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaftsorganisationen des Personals der Polizeidienste


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund der Verfassung, des Artikels 108;

Aufgrund des Gesetzes vom 24. März 1999 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaftsorganisationen des Personals der Polizeidienste, des Artikels 6 und des Artikels 12, abgeändert durch das Gesetz vom 26. April 2002;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 8. Februar 2001 zur Ausführung des Gesetzes vom 24. März 1999 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaftsorganisationen des Personals der Polizeidienste;

Aufgrund des Verhandlungsprotokolls Nr. 593/8 des Verhandlungsausschusses für die Polizeidienste vom 24. April 2024;

Aufgrund der Stellungnahme des Bürgermeisterrates vom 12. Juni 2024;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 76.944/2/V des Staatsrates vom 12. August 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

In Erwägung der Stellungnahme des Generalinspektors der Finanzen vom 18. April 2024;

In Erwägung des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 22. Mai 2024;

In Erwägung des Einverständnisses der Ministerin des Öffentlichen Dienstes vom 24. Mai 2024;

Auf Vorschlag der Ministerin des Innern und des Ministers der Justiz




Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


Artikel 1 - Artikel 8 Absatz 1 des Königlichen Erlasses vom 8. Februar 2001 zur Ausführung des Gesetzes vom 24. März 1999 zur Regelung der Beziehungen zwischen den öffentlichen Behörden und den Gewerkschaftsorganisationen des Personals der Polizeidienste wird wie folgt ersetzt:

"Eine zugelassene Gewerkschaftsorganisation, die nicht im Verhandlungsausschuss für die Polizeidienste sitzt, kann die Feststellung ihrer Repräsentativität beantragen, wenn sie der Ansicht ist, dass sie die in Artikel 6 Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzes aufgeführten Bedingungen erfüllt."


Art. 2 - Artikel 9 desselben Erlasses wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 werden zwischen den Wörtern "der Repräsentativität" und den Wörtern "wird von einem verantwortlichen Leiter" die Wörter "einer zugelassenen Gewerkschaftsorganisation, die nicht im Verhandlungsausschuss für die Polizeidienste sitzt," eingefügt.

2. Absatz 2 wird aufgehoben.


Art. 3 - Die für Inneres beziehungsweise Justiz zuständigen Minister sind, jeweils für ihren Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 29. September 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern
A. VERLINDEN

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT 
______


